
(In Anwendung von Titel V des Vertrags über die Europäische Union erlassene Rechtsakte)

GEMEINSAMER STANDPUNKT 2006/242/GASP DES RATES

vom 20. März 2006

zur Konferenz 2006 zur Überprüfung des Übereinkommens über das Verbot von biologischen
Waffen und Toxinwaffen (BWÜ)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson-
dere auf Artikel 15,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Europäische Union betrachtet das Übereinkommen
über das Verbot der Entwicklung, Herstellung und Lage-
rung bakteriologischer (biologischer) Waffen und von
Toxinwaffen sowie über die Vernichtung solcher Waffen
(BWÜ) als eine wichtige Komponente im internationalen
Nichtweiterverbreitungs- und Abrüstungskontext und als
Grundstein der Bemühungen, mit denen verhindert wer-
den soll, dass biologische Agenzien und Toxine jemals als
Waffen entwickelt und genutzt werden. Zudem setzt sich
die Europäische Union weiterhin für die Entwicklung von
Maßnahmen ein, um langfristig die Einhaltung des BWÜ
zu überprüfen.

(2) Der Rat hat am 17. Mai 1999 den Gemeinsamen Stand-
punkt 1999/346/GASP betreffend Fortschritte hinsicht-
lich eines rechtsverbindlichen Protokolls zur verstärkten
Einhaltung des BWÜ (1) und am 25. Juni 1996 den Ge-
meinsamen Standpunkt 96/408/GASP betreffend die
Vorbereitung auf die Vierte Konferenz zur Überprüfung
des BWÜ (2) angenommen.

(3) Der Rat hat am 17. November 2003 den Gemeinsamen
Standpunkt 2003/805/GASP betreffend die weltweite
Anwendung und Stärkung von multilateralen Überein-
künften im Bereich der Nichtverbreitung von Massenver-
nichtungswaffen und Trägermitteln (3) angenommen. In
diesem Gemeinsamen Standpunkt ist das BWÜ als eine
dieser multilateralen Übereinkünfte aufgeführt.

(4) Der Europäische Rat hat am 12. Dezember 2003 eine
Strategie gegen die Verbreitung von Massenvernichtungs-
waffen angenommen, die u. a. darauf abzielt, das BWÜ
zu stärken, die Reflexion über Verifikationsinstrumente
zum Übereinkommen fortzusetzen, die Umsetzung des
Übereinkommens auf nationaler Ebene, u. a. durch straf-
rechtliche Vorschriften, zu unterstützen und seine Einhal-
tung besser zu gewährleisten.

(5) Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat am 28.
April 2004 einstimmig die Resolution 1540 (2004) an-
genommen, in der ausgeführt wird, dass die Verbreitung
von Massenvernichtungswaffen und ihrer Trägermittel
eine Bedrohung des Weltfriedens und der internationalen
Sicherheit darstellt. Die Umsetzung dieser Resolution
trägt auch zur Umsetzung des BWÜ bei.

(6) Der Rat hat am 1. Juni 2004 eine Erklärung zur Unter-
stützung der Sicherheitsinitiative zur Unterbindung der
Verbreitung von Massenvernichtungswaffen abgegeben.

(7) Die Vertragsstaaten des BWÜ haben am 14. November
2002 einvernehmlich beschlossen, ab 2003 bis zur
Sechsten Überprüfungskonferenz, die spätestens Ende
2006 stattfinden soll, drei Jahrestreffen der Vertragsstaa-
ten von jeweils einwöchiger Dauer abzuhalten. Jedem
Treffen der Vertragsstaaten soll ein zweiwöchiges Exper-
tentreffen vorangehen; auf der Sechsten Überprüfungs-
konferenz sollen die Ergebnisse dieser Treffen erörtert
und etwaige Maßnahmen beschlossen werden. Die Ver-
tragsstaaten haben beschlossen, dass die Sechste Überprü-
fungskonferenz 2006 in Genf stattfinden soll und dass
zuvor ein Vorbereitungsausschuss zusammentreten soll.

(8) In einer am 13. Dezember 1982 von der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen angenommenen Reso-
lution (A/RES/37/98) über chemische und bakteriologi-
sche (biologische) Waffen ist der Generalsekretär der Ver-
einten Nationen ersucht worden, Informationen zu unter-
suchen, die ihm gegebenenfalls über Aktivitäten, welche
eine Verletzung des Genfer Protokolls von 1925 darstel-
len können, übermittelt werden. Am 26. August 1988
hat der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen die Resolu-
tion 620 angenommen, in der der Generalsekretär unter
anderem aufgefordert wird, umgehend Untersuchungen
vorzunehmen, wenn ein Verdacht auf einen Einsatz che-
mischer und bakteriologischer (biologischer) Waffen bzw.
von Toxinwaffen, der eine Verletzung des Genfer Proto-
kolls von 1925 darstellen könnte, bekundet wird.

(9) Die Europäische Union hat am 27. Februar 2006 eine
Gemeinsame Aktion betreffend das BWÜ beschlossen,
um dem BWÜ weltweite Geltung zu verschaffen und
seine Umsetzung durch die Vertragsstaaten zu unterstüt-
zen, damit gewährleistet wird, dass diese die internationa-
len Verpflichtungen aus dem BWÜ in ihre nationalen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften umsetzen.
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(10) Parallel zur Gemeinsamen Aktion hat die Europäische
Union einen BWÜ-Aktionsplan festgelegt, in dem sich
die Mitgliedstaaten bereit erklärt haben, den Vereinten
Nationen im April 2006 Ergebnisberichte über die ver-
trauensbildenden Maßnahmen und dem Generalsekretär
der Vereinten Nationen Listen der einschlägigen Experten
und Laboratorien vorzulegen, um Untersuchungen über
einen mutmaßlichen Einsatz chemischer und biologischer
Waffen zu erleichtern.

(11) Mit Blick auf die nächste, vom 20. November bis 8.
Dezember 2006 stattfindende BWÜ-Überprüfungskonfe-
renz und die Tagung des Vorbereitungsausschusses vom
26. bis 28. April 2006 ist es angezeigt, den Standpunkt
der Europäischen Union zu aktualisieren —

HAT FOLGENDEN GEMEINSAMEN STANDPUNKT ANGENOMMEN:

Artikel 1

Ziel der Europäischen Union ist es, das Übereinkommen über
das Verbot der Entwicklung, Herstellung und Lagerung bakte-
riologischer (biologischer) Waffen und von Toxinwaffen sowie
über die Vernichtung solcher Waffen (BWÜ) weiter zu stärken.
Die EU setzt sich weiterhin für die Festlegung wirksamer Ver-
fahren zur Stärkung und Verifizierung der Einhaltung des BWÜ
ein. Sie wirkt daher auf einen erfolgreichen Abschluss der 2006
stattfindenden Sechsten Überprüfungskonferenz hin.

Artikel 2

Im Sinne des in Artikel 1 genannten Ziels geht die Europäische
Union wie folgt vor:

a) Sie trägt dazu bei, dass die Funktionsweise des BWÜ, ein-
schließlich der Umsetzung der Verpflichtungen der Vertrags-
staaten aus dem BWÜ, auf der Sechsten Überprüfungskonfe-
renz umfassend überprüft wird.

b) Sie unterstützt ein weiteres Arbeitsprogramm für den Zeit-
raum zwischen der Sechsten und der Siebten Überprüfungs-
konferenz und stellt fest, in welchen Bereichen und mit
welchen Vorgehensweisen im Rahmen dieses Arbeitspro-
gramms weitere Fortschritte erzielt werden können.

c) Sie tritt für eine Siebte Überprüfungskonferenz des BWÜ
spätestens 2011 ein.

d) Sie trägt auf der Grundlage des durch die früheren einschlä-
gigen Konferenzen geschaffenen Rahmens konsensbildend zu

einem erfolgreichen Abschluss der Sechsten Überprüfungs-
konferenz bei und engagiert sich unter anderem in folgenden
wesentlichen Punkten:

i) Beitritt aller Staaten zum BWÜ, einschließlich der Auf-
forderung an alle Staaten, die ihm noch nicht beigetreten
sind, dem BWÜ umgehend beizutreten und sich recht-
lich zu Abrüstung und Nichtweiterverbreitung von bio-
logischen Waffen und von Toxinwaffen zu verpflichten;
bis zum Beitritt solcher Staaten zum BWÜ ermutigt sie
diese, als Beobachter an den Treffen der Vertragsstaaten
des BWÜ teilzunehmen und seine Bestimmungen frei-
willig anzuwenden; Engagement dafür, dass das Verbot
von biologischen und chemischen Waffen zu einer all-
gemein verbindlichen Regel des Völkerrechts erklärt
wird, auch im Wege einer weltweiten Anwendung des
BWÜ;

ii) vollständige Einhaltung der Verpflichtungen aus dem
BWÜ und die tatsächliche Umsetzung durch alle Ver-
tragsstaaten;

iii) im Hinblick auf eine vollständige Einhaltung aller Be-
stimmungen des BWÜ durch alle Vertragsstaaten erfor-
derlichenfalls Verstärkung der nationalen Umsetzungs-
maßnahmen, einschließlich der strafrechtlichen Vor-
schriften, und der Kontrolle über pathogene Mikroorga-
nismen und Toxine im Rahmen des BWÜ. Einsatz für
die Festlegung wirksamer Verfahren zur Stärkung und
Verifizierung der Einhaltung des BWÜ;

iv) Bemühungen um erhöhte Transparenz durch den ver-
stärkten Austausch von Informationen zwischen den
Vertragsstaaten, u. a. durch den jährlichen Informations-
austausch zwischen ihnen (Vertrauensbildende Maßnah-
men — VBM), unter Ermittlung von Maßnahmen zur
Evaluierung und Förderung der Länder-Bandbreite und
des Nutzens des VBM-Mechanismus sowie unter Sondie-
rung der Zweckdienlichkeit einer Ausdehnung seiner
Tragweite;

v) Einhaltung der Verpflichtungen im Rahmen der Resolu-
tion 1540 (2004) des Sicherheitsrates der Vereinten Na-
tionen, um vor allem die Gefahr zu bannen, dass bio-
logische Waffen oder Toxinwaffen für terroristische
Zwecke erworben oder genutzt werden und Terroristen
möglicherweise Zugang zu Material, Ausrüstung und
Fachwissen erhalten, welches zur Entwicklung und Her-
stellung von biologischen Waffen und Toxinwaffen ge-
nutzt werden könnte;

vi) die globalen Partnerschaftsprogramme der G8 zur Un-
terstützung von Abrüstung, Kontrolle und Sicherung
von sensitiven Stoffen, Anlagen und Fachkenntnissen;
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vii) Prüfung und Beschlussfassung in Bezug auf das weitere
Vorgehen nach den bisherigen Arbeiten im Rahmen des
Arbeitsprogramms zwischen den Konferenzen von 2003
bis 2005 und die Bemühungen, das gemeinsame Ver-
ständnis und wirksame Maßnahmen in folgenden Berei-
chen: Annahme der erforderlichen nationalen Maßnah-
men zur Umsetzung der im BWÜ enthaltenen Verbote
einschließlich des Erlasses strafrechtlicher Vorschriften;
nationale Mechanismen zur Einführung und Gewährleis-
tung der Sicherung und Überwachung pathogener Mik-
roorganismen und Toxine; Ausweitung der internationa-
len Möglichkeiten, um bei einem vermuteten Einsatz
biologischer Waffen oder von Toxinwaffen oder bei ver-
dächtigen Krankheitsausbrüchen reagieren, Untersuchun-
gen durchführen und die Folgen abmildern zu können;
Verstärkung und Ausweitung nationaler und internatio-
naler Bemühungen auf institutioneller Ebene und besteh-
ender Mechanismen zur Überwachung, Erkennung,
Diagnose und Bekämpfung von Infektionskrankheiten
bei Menschen, Tieren und Pflanzen; Inhalt, Verbreitung
und Annahme von Verhaltenskodizes für Wissenschaft-
ler; Anerkennung, dass zur besseren Umsetzung des
Übereinkommens alle Vertragsparteien in den genannten
Bereichen kontinuierliche Anstrengungen unternehmen
müssen.

Artikel 3

Im Sinne des Artikels 2 handelt die Europäische Union wie
folgt:

a) Die Mitgliedstaaten einigen sich auf spezifische, konkrete und
durchführbare Vorschläge für eine effektive Verbesserung der
Umsetzung des BWÜ, welche den Vertragsparteien im Na-
men der Europäischen Union zur Erörterung auf der Sechs-
ten Überprüfungskonferenz vorgelegt werden.

b) Gegebenenfalls unternimmt der Vorsitz Demarchen nach
Maßgabe von Artikel 18 des Vertrags über die Europäische
Union, um

i) einen universellen Beitritt zum BWÜ zu fördern;

ii) die Umsetzung des BWÜ durch die Vertragsstaaten auf
nationaler Ebene zu fördern;

iii) die Vertragsstaaten nachdrücklich aufzufordern, eine ef-
fektive und umfassende Überprüfung des BWÜ zu unter-
stützen sowie daran mitzuwirken und dadurch ihr Enga-
gement für diese grundlegende internationale Norm ge-
gen biologische Waffen zu bekräftigen;

iv) für die oben erwähnten Vorschläge für eine weitere Stär-
kung des BWÜ, die die Europäische Union den Vertrags-
staaten zur Erörterung unterbreitet, zu werben.

c) Von der Europäischen Union werden über den Vorsitz im
Vorfeld und während der Überprüfungskonferenz Erklärun-
gen abgegeben.

Artikel 4

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird am Tag seiner Annahme
wirksam.

Artikel 5

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird im Amtsblatt der Europä-
ischen Union veröffentlicht.

Geschehen zu Brüssel am 20. März 2006.

Im Namen des Rates
Die Präsidentin
U. PLASSNIK

DE25.3.2006 Amtsblatt der Europäischen Union L 88/67


